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Während in vielen Industrieländern wie
Deutschland oder Japan linke und rechte
Parteien immer weniger polarisiert sind,
spielt die Parteiideologie in den Vereinig-
ten Staaten nach wie vor eine bedeuten-
de Rolle. Die Demokraten unterscheiden
sich in ihren politischen Positionen deut-
lich von den Republikanern. Die unter-
schiedliche Parteiideologie hat auch star-
ken Einfluss auf die Wirtschaftspolitik: De-
mokratische Regierungen betreiben im
Gegensatz zu republikanischen Regierun-
gen expansivere Wirtschaftspolitik. Das
steht im Einklang mit der Parteiendifferenz-
hypothese, die besagt, dass linke und
rechte Regierungen mit ihrer Politik jeweils
ihre Wählerklientel bedienen (vgl. Hibbs
1977). Frühere Studien zur Fiskalpolitik in
den USA führen zu facettenreichen Ergeb-
nissen. Beispielsweise waren in den US-
Bundesstaaten das Wachstum der Staats-
ausgaben, die Steuersätze sowie Pro-
Kopf-Staatseinnahmen und -ausgaben
unter demokratischen Gouverneuren hö-
her als unter republikanischen Gouverneu-
ren (vgl. z.B. Chang et al. 2009; Besley
und Case 1995; Alt et al. 2002; Pickering
und Rockey 2013). Andere Studien kom-
men zu dem Ergebnis, dass eine demo-
kratische Mehrheit in der Legislative, also
im Senat und im Repräsentantenhaus, zu
einer höheren Steuerbelastung geführt, die
Parteizugehörigkeit des Gouverneurs da-
bei aber nur eine kleine Rolle gespielt hat
(vgl. Reed 2006). Primo (2006) findet hin-
gegen keinen Effekt von Parteiideologie
auf die Staatsausgaben. 

Eine weitere Theorie besagt, dass Par-
teiideologie in den US-Bundesstaaten
dann keinen Einfluss auf die Wirtschafts-
politik hat, wenn der Gouverneur von Par-
tei A mit politischen Mehrheiten von Par-
tei B in der Legislative konfrontiert ist, weil
sich die Einflüsse von Partei A und Partei
B ausbalancieren (Divided-Government-
Hypothese von Alesina und Rosenthal

1996). In einer neuen Studie untersuchen
Bjørnskov und Potrafke (2013) den Ein-
fluss der Parteiideologien auf die Staats-
tätigkeit in den US-Bundesstaaten. Dabei
werden neue Indikatoren für Parteiideolo-
gie verwendet und die politischen Mehr-
heitsverhältnisse in beiden parlamentari-
schen Kammern getrennt berücksichtigt

Daten

Staatstätigkeit

Die Staatstätigkeit wird mit dem inversen
Index der ökonomischen Freiheit gemes-
sen (vgl. Karabegovic et al. 2003; Bueno
et al. 2012). Der Gesamtindex »Umfang
der Staatstätigkeit« wird als Durchschnitt
der drei Subindizes »Staatskonsum«,
»Steuerbelastung« und »Arbeitsmarktre-
gulierung« berechnet. Der Gesamtindex
sowie seine Subindizes sind auf Werte
zwischen 0 (minimale Staatsaktivität) und
10 (maximale Staatstätigkeit) normiert und
für alle 50 US-Bundesstaaten im Beob-
achtungszeitraum 1993–2009 jährlich ver-
fügbar. Als abhängige Variable verwenden
Bjørnskov und Potrafke (2013) die Diffe-
renz des Index in Periode t und Periode
t – 1. Die Veränderungen dieser Indizes
können als Maße für wirtschaftspolitische
Reformen interpretiert werden.

Der Umfang der Staatstätigkeit war in
Bundesstaaten wie Arizona, Deleware und
Tennessee traditionell gering und in New
York, Rhode Island und West Virginia be-
sonders ausgeprägt. Während es in Ari-
zona im Laufe der Jahre zu einer Auswei-
tung der Staatstätigkeit kam (von 2,3 im
Jahr 1996 auf 3,2 im Jahr 2009), gab es
in New York zwischen 1996 und 1999 ei-
ne Phase wirtschaftspolitischer Liberali-
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sierung (der Umfang der Staatstätigkeit sank von 4,6 auf
4,1). Der Rückgang des Gesamtindexes in New York resul-
tierte aus dem Rückgang der Indizes »Staatskonsum« (von
4,8 auf 3,8), und »Steuerbelastung« (von 4,9 auf 4,4) bei ähn-
lich bleibender Arbeitsmarktregulierung. 

In der betrachteten Periode gab es im Durchschnitt über al-
le Bundesstaaten die meiste Bewegung im Subindex »Staats-
konsum«, dieser stieg fast kontinuierlich an (vgl. Abb.1). Vom
Tiefstand im Jahr 1998 (2,56 Punkte) kletterte der Index auf
3,54 Punkte im Jahr 2009. Im Gegensatz dazu lagen die bei-
den anderen Indizes (»Steuerbelastung« und »Arbeitsmarkt-
regulierung«) zu Beginn und Ende des Betrachtungszeitraums
auf einem ähnlichen Niveau. Innerhalb des Betrachtungszeit-
raums war der Index für Arbeitsmarktregulierung stärkeren
Schwankungen ausgesetzt als der Index für Steuerbelas-
tung. Der Anstieg im Gesamtindex ist maßgeblich durch den
Anstieg im Subindex »Staatskonsum« bedingt.

Parteiideologie

Frühere Studien haben bei der Messung von Parteiideolo-
gie in den US-Bundesstaaten nur zwischen Demokraten und
Republikanern differenziert. Dies ist gleichbedeutend mit der
Annahme, dass die Demokraten und die Republikaner in
allen Bundesstaaten jeweils die gleichen politischen Positio-
nen vertreten. Jedoch unterscheidet sich die Ideologie in-
nerhalb der politischen Parteien von Bundesstaat zu Bun-
desstaat: So gelten die Demokraten in südlichen US-Bun-
desstaaten als deutlich konservativer im Vergleich zu ihren
Parteifreunden an der Ostküste. Zudem hat sich die ideo-
logische Ausrichtung der Demokraten und Republikaner in
den vergangenen Jahren auseinander bewegt. Diesem Um-
stand tragen die Daten zur ideologischen Positionierung von
Shor und McCarty (2011) Rechnung. Diese Ideologieko-
dierung nutzen Bjørnskov und Potrafke (2013) zusätzlich zur
gewöhnlichen Parteikodierung (Demokraten versus Repu-

blikaner), um den zeitlichen und zwischen-
staatlichen Differenzen innerhalb der Partei-
en gerecht zu werden. 

Beide Verfahren, die Ideologieeinordnung
über die Parteizugehörigkeit und über die
Ideologiedaten von Shor und McCarty
(2011), wurden für die Gouverneure und die
parteipolitische Mehrheit jeweils im Senat
und im Repräsentantenhaus eines Bundes-
staates angewandt. Im Folgenden werden
die Ergebnisse zum Einfluss der Ideologie
der Gouverneure diskutiert, die Resultate
zum Einfluss von demokratischen und re-
publikanischen Mehrheiten im Repräsentan-
tenhaus und im Senat sind ähnlich und kön-
nen in der Studie von Bjørnskov und Potraf-
ke (2013) nachvollzogen werden. 

Die Daten von Shor und McCarty (2011) beschreiben ideo-
logische Positionen der politischen Parteien in den US-Bun-
desstaaten. Erstellt sind die Positionen anhand von realem
Abstimmungsverhalten der demokratischen und republika-
nischen Abgeordneten in beiden parlamentarischen Kam-
mern und wiederholten Politikerbefragungen. Nicht einbezo-
gen wird Nebraska aufgrund seines parlamentarischen Ein-
kammersystems. Die Bandbreite reicht dabei von – 1,65 (ex-
trem linke Demokraten) bis 1,33 (extrem konservative Re-
publikaner). Demnach sind beispielsweise die gemäßigten
Republikaner in New York mit einem Wert von – 0,15 links
von den sehr konservativen Demokraten in Mississippi (0,20)
einzuordnen. Abbildung 2 zeigt die Ideologie der Parteien
im Durchschnitt beider Parlamentskammern in den einzel-
nen Bundesstaaten. Dabei bedeutet ein langer Balken, dass
sich die ideologischen Positionen der Partei in der betrach-
teten Periode stark verschoben haben. Diese Werte werden
auch verwendet, um die ideologische Position der Gouver-
neure zu approximieren. Um die Gouverneure ideologisch
links und rechts einzuordnen, wird der Median ihrer Ideolo-
giewerte ermittelt: Ein Gouverneur, der einen geringeren Ideo-
logiewert als den Median aufweist, gilt demnach als links, an-
dernfalls als rechts. So wird beispielsweise der spätere Prä-
sidentschaftskandidat der Republikaner Mitt Romney, der
von 2003 bis 2006 Gouverneur von Massachusetts war, als
linker Politiker klassifiziert, weil seine ideologische Ausrich-
tung eben knapp links vom Median liegt. Im Gegensatz da-
zu wurde der demokratische Gouverneur von Mississippi,
Ronnie Musgrove (2000–2004), als rechter Politiker einge-
ordnet.

Die vorhandenen Daten für 49 US-Staaten (ohne Nebras-
ka) von 1993 bis 2009 umfassen bis zu 607 Beobachtun-
gen (die Ideologiedaten von Shor und McCarty 2011 sind
nicht für alle 49 Bundesstaaten über den gesamten Beob-
achtungszeitraum verfügbar). 
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Abb. 1
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Empirische Ergebnisse zum Einfluss von Partei-
ideologie auf den Umfang der Staatstätigkeit

Einfluss von Ideologie unter Parteikodierung auf die 
Staatstätigkeit

Die durchschnittliche Veränderung der vier Staatstätigkeits-
indizes mit der gewöhnlichen Parteikodierung zeigt die Ab-
bildung 3. Dabei wird zwischen 245 demokratischen und
338 republikanischen Gouverneuren unterschieden. 

Gemäß dieser deskriptiven Statistik ist der Umfang der
Staatstätigkeit im Durchschnitt der 49 Bundesstaaten (Mit-
telwert 3,064) unter demokratischen Gouverneuren et-
was gewachsen (um 0,006 Punkte), unter republikanischen
Gouverneuren jedoch gesunken (um – 0,017 Punkte, vgl.
Abb. 3 oben links). Der Index »Staatskonsum« (Mittelwert:
2,78) stieg unter demokratischen Gouverneuren im Mittel
um 0,036 Punkte und veränderte sich unter republikani-
schen Gouverneuren kaum (vgl. Abb. 3 oben rechts). Beim
Index »Steuerbelastung« (Mittelwert: 3,43) scheint die Par-
teizugehörigkeit des Gouverneurs kaum eine Rolle für die
wirtschaftspolitischen Reformen zu spielen, der Unter-
schied fällt gering aus (– 0,009 vs. – 0,016 Punkte, Abb. 3
unten links).

Im Bereich der Arbeitsmarktregulierung (Mittelwert: 3,06)
deutet die deskriptive Statistik darauf hin, dass republika-
nische Gouverneure die Arbeitsmärkte stärker dereguliert
haben als demokratische Gouverneure (– 0,035 vs.
– 0,009 Punkte, vgl. Abb.3 unten rechts).

Die Veränderung in den drei Indizes »Staatstätigkeit (insge-
samt)«, »Staatskonsum« und »Steuerbelastung« unter de-
mokratischen und republikanischen Gouverneuren sind je-
weils signifikant verschieden. 

Um den tatsächlichen Effekt von Parteiideologie auf die Ver-
änderung der Staatstätigkeit zu isolieren, wurden anhand
von Regressionen die Einflüsse von Wählerpräferenzen bei
Präsidentschaftswahlen sowie weiterer Kontrollvariablen,
wie der Inflation oder dem Bevölkerungswachstum, heraus-
gerechnet. Dabei wird nur eine der aus Abbildung 3 abge-
leiteten Vermutungen bestätigt: Republikanische Gouver-
neure haben den Arbeitsmarkt signifikant stärker dereguliert
als ihre demokratischen Amtskollegen. Für die Indizes
»Staatstätigkeit (insgesamt)« und »Staatskonsum« ergeben
sich keine signifikanten Ideologieeffekte.

Einfluss von Ideologie unter Ideologiekodierung nach Shor
und McCarty auf die Staatstätigkeit

Die durchschnittliche Veränderung der vier Staatstätig-
keitsindizes mit der neuen Ideologiekodierung von Shor
und McCarty (2011) zeigt die Abbildung 4. Dabei wird zwi-
schen 284 linken und 299 rechten Gouverneuren unter-
schieden.

Mit der präziseren Ideologiekodierung werden Unterschie-
de zwischen der Politik von linken und rechten Gouverneu-
ren nur noch im Bereich der Arbeitsmarktregulierung sicht-
bar (diese sind allerdings nicht signifikant). Auffällig ist, dass
die aus Abbildung 3 vermuteten Unterschiede im Gesamt-
index und im Subindex »Staatskonsum« mit der präziseren
Ideologiekodierung verschwinden. 
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Abb. 2
Ideologische Polarisierung von Demokraten und 
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Anhand verschiedener Regressionen kommen Bjørnskov
und Potrafke (2013) jedoch auch mit der präziseren Ideolo-
giekodierung von Shor und McCarty (2011) zu dem Ergeb-
nis, dass rechte Gouverneure die Arbeitsmärkte signifikant
stärker dereguliert haben als linke Gouverneure. Für die
drei anderen Indizes ergeben sich, wie auch schon bei der
Parteikodierung, keine signifikanten Ergebnisse.

Einfluss von geteilten Regierungen auf
ideologieinduzierte Politikmaßnahmen

Die ideologische Position der Parteien wirkt
sich nicht nur in der Person des Gouver-
neurs, sondern auch über die Mehrheits-
fraktionen im Senat und dem Repräsentan-
tenhaus auf die Regierungstätigkeit aus. So
ergeben sich vier verschiedene Machtkons -
tellationen: Dem Gouverneur wird »durch-
regieren« ermöglicht, wenn seine Partei auch
in den beiden Parlamentskammern die
Mehrheit stellt. Wenn jedoch die Oppositi-
on zum Gouverneur in beiden Parlaments-
kammern der Legislative die Mehrheit stellt,
spricht man im Englischen von Overall divi-
sion. Ein Gouverneur kann ebenso nur ei-
nem von der Konkurrenzpartei dominierten
Senat (Approval division) beziehungsweise
Repräsentantenhaus (Proposal division) ge-
genüberstehen. Das Repräsentantenhaus
und der Senat haben unterschiedliche Kom-
petenzen: Während das Repräsentanten-
haus teilweise eigene Gesetzesinitiativen
starten kann, verbleibt es dem Senat nur,

die eingebrachten Gesetzesvorlagen des Gouverneurs oder
des Repräsentantenhauses entweder zu billigen oder nicht.
Bjørnskov und Potrafke (2013) unterscheiden zwischen die-
sen drei Arten von geteilten Regierungen und überprüfen,
ob geteilte Regierungen ideologiebestimmten Politikmaß-
nahmen entgegenwirken. Ebenso überprüft wird, ob die ge-

genläufigen Effekte aufgrund der unter-
schiedlichen Kompetenzen des Repräsen-
tantenhauses und Senats je nach Art der
Teilung variieren.

Im betrachteten Zeitraum wurden der Gou-
verneur und die Mehrheiten in beiden Kam-
mern 247-mal von derselben Partei gestellt.
Eine komplett geteilte Regierung (Overall di-
vision) konnte 224-mal, eine abweichende
Mehrheit im Repräsentantenhaus (Proposal
division) 84-mal sowie im Senat (Approval
division) 52-mal beobachtet werden.

Inwieweit geteilte Regierungen zu einer Kon-
terkarierung der Ideologieeffekte geführt ha-
ben, kann am besten im Bereich der Arbeits-
marktregulierung mit der präzisen Ideologie-
kodierung diskutiert werden. Die Abbildung 5
zeigt, in welchem Ausmaß linke bzw. rech-
te Gouverneure bei vereinigter Regierung
(vgl. Abb. 5 oben links) und unter den drei
Arten von geteilter Regierung den Arbeits-
markt dereguliert haben.
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Rechte Gouverneure, die eine Mehrheit in beiden Kam-
mern hatten, deregulierten den Arbeitsmarkt stärker als lin-
ke (– 0,014 vs. – 0,042 Punkte, Abb. 5 oben links). Dieser
Gesamteffekt ist so stark, dass ihn auch ein prominentes
Gegenbeispiel nicht schwächen kann. In Florida wurde
2004 unter dem republikanischen Gouverneur Jeb Bush
die Einführung eines Mindestlohnes oberhalb des nationa-
len Mindestlohns als Ergänzung zur Verfassung beschlos-
sen. So erhöhte sich der Wert des Index für »Arbeitsmarkt-
regulierung« von 1,263 im Jahr 2004 auf 2,134 im Jahr
2005).1

Bei geteilter Regierung ist kein Unterschied zwischen den
Parteien feststellbar, da ein rechter Gouverneur gegen die
Mehrheit der Linken im Repräsentantenhaus und im Senat
nicht mehr die gewünschten Maßnahmen durchsetzen kann
(vgl. Abb. 5 oben rechts). Im Falle der Approval division
scheint es, als könne der jeweilige Gouverneur die ge-
wünschte Politik durchsetzten (– 0,021 vs. – 0,054 Punkte,
Abb. 5 unten links). Allerdings ist dieser Befund aufgrund
der kleinen Anzahl an Beobachtungen (n = 50) mit Vorsicht
zu genießen. Steht einem Gouverneur von Partei A im Re-
präsentantenhaus eine Mehrheit von Partei B gegenüber
(Proposal division, Abb. 5 unten rechts), ergeben sich kaum
Unterschiede in der Arbeitsmarktpolitik von linken und rech-
ten Gouverneuren (– 0,027 vs. – 0,033 Punkte); auch hier
ist die Beobachtungszahl relativ klein.

Die Regressionen von Bjørnskov und Potrafke (2013) bestä-
tigen die aus den deskriptiven Statistiken abgeleiteten Ver-

mutungen. Bei vereinigten Regierungen gibt
es zwischen den ideologischen Gegenspie-
lern signifikante Unterschiede in der Arbeits-
marktregulierung, und zwar unabhängig da-
von, wie Parteiideologie gemessen wird. Die
Unterschiede verschwinden allerdings, wenn
der Gouverneur einer fremden Mehrheit im
Repräsentantenhaus (Proposal division) oder
in beiden legislativen Kammern (Overall di-
vision) gegenübersteht.

Schlussfolgerung

In den US-Bundesstaaten hat Parteiideolo-
gie einen Einfluss auf die Wirtschaftspolitik.
Demokraten haben die Staatstätigkeit aus-
geweitet; Republikaner haben sie zurückge-
fahren. Besonders ausgeprägt sind die Po-
litikunterschiede zwischen Demokraten und
Republikanern im Bereich der Arbeitsmarkt-
politik: Die Arbeitsmärkte sind unter Repu-
blikanern deutlich stärker dereguliert worden

als unter Demokraten. Einen ganz ähnlichen Effekt haben
Bjørnskov und Potrafke (2012) für den kanadischen Arbeits-
markt identifiziert. 

Die Politikunterschiede in den US-Bundesstaaten können
Demokraten und Republikaner aber nur bei vereinigter Re-
gierung problemlos implementieren. Overall division und Pro-
posal division haben parteiideologischer Politikgestaltung
Einhalt geboten. Die Wähler in den Vereinigten Staaten kön-
nen parteiideologisch beeinflusste Politik also verhindern, in-
dem sie bei Wahlen während der Legislaturperiode der Op-
positionspartei des Gouverneurs zur Mehrheit zumindest im
Repräsentantenhaus verhelfen (checks and balances). Dies
ist Evidenz für die Divided-government-Theorie von Alesina
und Rosenthal (1996). 

In Deutschland sind seit Anfang 2013 ebenfalls geteilte Mehr-
heitsverhältnisse zu beobachten: Seit den Landtagswahlen
in Niedersachsen verfügt die rot-grüne Opposition im deut-
schen Bundestag über die Mehrheit im Bundesrat. Sie kann
nun zustimmungspflichtige Gesetzesvorhaben der schwarz-
gelben Bundesregierung verhindern oder durch das Anru-
fen des Vermittlungsausschusses Entscheidungen ständig
vertagen. In Zukunft wird nun mit Spannung zu beobach-
ten sein, ob die geteilten Mehrheitsverhältnisse auch in
Deutschland zu zunehmender Konvergenz zwischen der 
Politik der verschiedenen Parteien führen werden.
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